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Wohntypologien 

Wohnungen 

Eine Wohnnutzung ist eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit, die die eigene Gestaltung 

der Haushaltsführung und des häuslichen Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des 

Aufenthalts und die weitestgehend von Dritten unabhängige Lebensgestaltung ermöglicht. 

Wohngemeinschaften und Mehrgenerationenhäuser gehören ebenfalls zur Wohnnutzung. 

Gemäß § 45 HBauO gibt es keine Anforderung an die Größe einer Wohnung.  

Kennzeichen einer Wohnung: 

Wohn- und/oder Schlafzimmer oder Wohnschlafbereich, Küche oder Kochplatz, WC/Bad, 

Abstellraum, Fahrradplätze, Abstellf lächen für Kinderwagen und Mobilitätshilfsmittel, 

Rauchwarnmelder, Wasserzähler, Kinderspielflächen 

Stand: (Okt. 2022) 

Mikrowohnungen 

Eine Mikrowohnung (< 30 m²) ist gegenüber einer normalen Wohnung flächenoptimiert. 

Sie verfügt über einen Wohnschlafbereich, ein Bad und eine Kochgelegenheit. Gemäß 

§ 45 HBauO gibt es keine Anforderung an die Größe einer Wohnung. Bei einer Wohnan-

lage mit ausschließlich Mikrowohnungen kann eine Abweichung von § 10 HBauO - Kin-

derspielflächen - ggf. erteilt werden.  

Kennzeichen einer Mikrowohnung: 

Wohnschlafbereich, Duschbad, Kochplatz, Abstellraum, Abstellf lächen für Kinderwagen 

und Mobilitätshilfsmittel, Rauchwarnmelder, Wasserzähler, 1 Fahrradplatz je Wohnung 

Stand: (Okt. 2022) 
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Wohnungen für alte Menschen 

Wohnungen für alte Menschen unterscheiden sich von „normalen“ Wohnungen nur durch 

die Barrierefreiheit gem. § 52 Abs. 3 HBauO i. V. m. DIN 18040-2. Wohngebäude, in de-

nen ausschließlich Wohnungen für alte Menschen bereitgestellt werden, gelten als Son-

derbau gem. § 2 Abs. 4 Nr. 9a HBauO (s. BPD 2018-1 Besondere Wohnformen). 

Bei diesen Gebäuden kann eine Abweichung von § 10 HBauO - Kinderspielflächen - erteilt 

werden (s. BPD 1/2012 Punkt 4). 

Kennzeichen einer Wohnung für alte Menschen: 

Wohn- und Schlafzimmer oder Wohnschlafbereich, Küche oder Kochplatz, WC/Bad, Ab-

stellraum, Abstellf lächen für Mobilitätshilfsmittel, Fahrradplätze, Rauchwarnmelder, Was-

serzähler 

Stand: (Okt. 2022) 

Studentenwohnheim 

Studentenwohnheime können Wohngemeinschaften oder 1-3 Personen-Apartments 

(z. B. für Familien mit Kind) sein. Unterkünfte für Studenten zählen zu Studentenwohnhei-

men, wenn der Bauherr (öffentlicher Träger, private Bauherren) auf Grundlage eines in-

stitutionalisierten sozialen Förderkonzepts (wie z. B. aus der Satzung des Studierenden-

werks) Wohnraum in bestimmten und geeigneten Gebäuden an Studenten vermietet. Für 

diese Unterkünfte muss gewährleistet werden, dass ausschließlich an Studenten vermie-

tet wird und dass durch ein konkretes Belegungskonzept mit zeitlicher Begrenzung der 

Mietzeit ein planmäßig zügiger Bewohnerwechsel stattfindet. Abweichungen von §  45 

Abs. 2 HBauO – Abstellräume - sowie von § 10 HBauO – Kinderspielflächen - können 

erteilt werden (s. BPD 1/2012 Punkt 4).  

Eine Bemessung des barrierefreien Wohnraums nach § 52 HBauO Abs. 1 erscheint in 

Bezug auf die Bewohnerstruktur eines Studentenheims als deutlich zu viel. Selbst die Vor-

gaben der Beherbergungsstättenverordnung für barrierefreie Hotelzimmer würden mit 

10% in der Regel einen sehr hohen Anteil barrierefreier Wohnungen ergeben. 

Analog jedoch zur Vorgabe für Hotelzimmer, die uneingeschränkt für die Rollstuhlnutzung 

zur Verfügung stehen müssen, wären mind. 1% der Wohnungen entsprechend herzustel-

len. 

Es gibt keine konkreten bauordnungsrechtlichen Anforderungen für die Anzahl barriere-

freier Wohnungen in Studentenwohnheimen. Hier sind an erster Stelle die Betreiber der 

Wohnheime gefragt, um die Inklusion Studierender mit Behinderungen, die eine barriere-

freie Anpassung des Wohnraums erfordern, möglich zu machen. 

Kennzeichen von Studentenwohnheimen: 

Wohn- und Schlafzimmer oder Wohnschlafbereich, Küche/Kochplatz oder Gemein-

schaftsküche, WC/Bad oder Gemeinschaftsbad, eventuell Abstellf lächen/-raum für Fahr-

räder/Kinderwagen, 1 Fahrradplatz je Bett 

Stand: (Okt. 2022) 
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Boardinghouse (keine Wohnnutzung nach § 45 HBauO) 

Ein Boardinghouse stellt eine Nutzungsform zwischen Wohnen und Hotel dar. Das hotel-

ähnliche Boardinghouse besteht aus einzelnen Apartments und bietet im Gegensatz zur 

Wohnnutzung ausstattungsbedingte Dienstleistungen (z. B. Rezeption, Frühstücksange-

bot, Reinigungsservice etc.) bzw. gemeinschaftlich nutzbare Räume (z.  B. Frühstücks-

raum, Waschmaschinenraum etc.) an. Je weniger Abhängigkeit von diesen hotelähnlichen 

Dienstleistungen besteht, desto eher entspricht das Vorhaben einer Wohnnutzung, dabei 

kann der Übergang fließend sein. Von daher kommt es vor allem auf die Betriebsbeschrei-

bung an, in der der Betreiber darzulegen hat, dass es sich um eine hotelähnliche Nutzung 

- Boardinghouse - mit Inanspruchnahme von Dienstleistungen und nicht um eine wohn-

ähnlich geprägte Nutzung (längerfristige Vermietung, mind. 3 Monate) handelt. In Abhän-

gigkeit von der Größe der Anlage ist ggf. von einem Sonderbau gemäß § 2 Abs. 4 HBauO 

auszugehen. 

Kennzeichen eines Boardinghouse (hotelähnliche Nutzung):  

Wohn-/Schlafbereich, evtl. Kochplatz, WC/Bad, 1 Stellplatz je Apartment, 1 Fahrradplatz, 

Brandfrüherkennung in Abhängigkeit vom Brandschutznachweis 

Dienstleistungen: ggf. Rezeption, Frühstück, Zimmerreinigung, Wäscheservice  

Stand: (März 2016) 

Beherbergungsstätten 

Beherbergungsstätten mit mehr als 12 Gastbetten sind Sonderbauten gem. BeVO, darun-

ter werden auch Pensionen, Hotels und Hotel garni 2 verstanden. In Abgrenzung zur 

Wohnnutzung ist von einem Beherbergungsbetrieb auszugehen, wenn sich eine Zimmer-

vermietung auf eine reine Übernachtungsmöglichkeit beschränkt und die gastierende Per-

son ausstattungsbedingt auf die Inanspruchnahme weiterer Dienstleistungen angewiesen 

ist. Eine Beherbergung stellt eine im Regelfall befristete Dienstleistung dar. Hinzu kommt, 

dass die Beherbergung auf einen wechselnden Kreis von Personen angelegt ist.  

Kennzeichen einer Beherbergungsstätte: 

Schlafzimmer, WC/Bad, 1 Stellplatz je 2 Gästezimmer, 1 Fahrradplatz je 15 Gästebetten, 

Verpflegung durch ein Restaurant, Rezeption, Zimmerreinigung 

Stand: (März 2016) 

Co Living - Konzepte 

Nutzungskonzepte, in denen Personen wohngemeinschaftstypisch neben einem Gemein-

schaftsraum, Bad und Küche auch über einen eigenständigen Raum verfügen, der dem 

 
2 Der Begriff „garni“ kommt aus dem Französischen und bedeutet übersetzt „mit Beilage“. Die Be-
zeichnung ist in der Hotelbranche üblich für Übernachtungen mit Frühstück ohne weitere Mahlzeiten, 
ähnlich den Bed and Breakfast-Häusern im Ausland. 
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Einzelnen entsprechende Rückzugsmöglichkeiten gewährleistet, entsprechen dem Kon-

zept einer Wohngemeinschaft (s. VGH München, Beschl. v. 5.5.2021 – 12 CS 21.564). 

Es bleibt jeder Person selbst überlassen, ob sie einen Mietvertrag unter den von einem 

Anbieter benannten Bedingungen abschließt und damit das zugrunde liegende Konzept 

akzeptiert. Das Konzept muss die in der ständigen Rechtsprechung zitierten Merkmale, 

die das Wohnen von anderen Nutzungen (Unterkünfte, Ferienwohnungen usw.) abgren-

zen, beinhalten: eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit, die eigene Gestaltung der Haus-

haltsführung und des häuslichen Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des Aufenthalts. 

Es spielt auch keine Rolle, ob das Wohnen auf bestimmte (jedenfalls länger als 3 Monate) 

oder auf unbestimmte Dauer angelegt ist. Hier kommt es auf die Zweckbestimmung an. 

Ein auf Dauer angelegter Zweitwohnsitz ist ebenfalls dem Wohnen zuzuordnen. Das Un-

terkommen in einer Ferienwohnung oder in einem Hotel/einer Herberge wird in dem o. g. 

Beschluss als übergangsweises, nicht „alltägliches“ Wohnen oder als ein provisorisches, 

einem begrenzten Zweck dienendes Unterkommen bezeichnet. Die Überlassung der 

Räume ist bei Hotel- und ähnlichen Nutzungen (also Nichtwohnen) auf die reine Über-

nachtungsmöglichkeit beschränkt. Gäste sind somit regelhaft auf die Inanspruchnahme 

anderer Dienstleistungen angewiesen. Es fehlt die Möglichkeit einer eigenständigen 

Haushaltsführung. In einer Ferienwohnung ist von ständig wechselnden Gästen auszuge-

hen, für die eine unabhängige Gestaltung eines häuslichen Wirkungskreises nicht um-

setzbar ist. 

Eine Wohnnutzung liegt auch vor, wenn Personen zum Beispiel zum Zwecke der Ausbil-

dung oder Erwerbstätigkeit, ihren Lebensmittelpunkt für einen begrenzten, in der Regel 

längeren Zeitraum in einen anderen Wohnort verlagern. Dies wird vermutet, wenn ein 

Mietvertrag für mindestens drei Monate geschlossen wird und die Abrechnung der Miete 

monatlich erfolgt. 

Stand: (Okt. 2022) 

Tiny Houses 

Der Begriff „Tiny Houses“ ist öffentlich-rechtlich nicht definiert. Aus der Übersetzung lässt 

sich die deutsche Begriff lichkeit „Minihäuser“ bzw. „winzige Häuser“ ableiten. 

Tiny Houses sind Wohnunterkünfte, die dafür bestimmt sind, den Standort wechseln zu 

können. Sie sind daher häufig auf einem Fahrgestell (Trailer) montiert. Die Wohnfläche 

beträgt selten mehr als 20 m². Tiny Houses verfügen über alle wesentlichen Dinge, die 

zum Wohnen benötigt werden: 

− einen Wohnbereich mit Kochnische, 

− einen Schlafbereich sowie  

− einen Sanitärbereich mit Dusche und Toilette. 

Tiny Houses werden in Hamburg entweder als Wohnwagen oder als Gebäude eingestuft.  
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Tiny House als Wohnwagen 

 Abb. 1: Tischlerei Christian Bock, Foto: Katharina Jäger 

Mobile Tiny Houses sind als Fahrzeuge mit eigenem Fahrwerk dem Wohnwagenbegriff 

zuzuordnen. Nach § 1 Abs. 1 Wohnwagengesetz sind Wohnwagen Fahrzeuge und Teile 

von Fahrzeugen, die als Wohnungen oder zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt 

von Menschen oder der Unterbringung mitgeführter Sachen dienen.  

Ein solches mobiles Tiny House steht auf Rädern und wird zum Transport an Fahrzeuge 

angehängt, womit es zu einem Teil eines Fahrzeugs wird. Es unterscheidet sich vom 

Wohnwagen als Campingwagen/Caravan, der im Gegensatz zu Tiny Houses typischer-

weise nur dem temporären Wohnen bzw. Aufenthalt (z. B. in der Ferienzeit) dient. 

Die Aufstellung von mobilen Tiny Houses ist ausschließlich auf nach dem Wohnwagen-

gesetz genehmigten Wohnwagenstandplätzen zulässig (vgl. § 3 Wohnwagengesetz).  

Tiny House als Gebäude 

 Abb. 2: Green up GmbH, www.izziliving.com 

Tiny Houses - ohne Fahrgestell - gelten als bauliche Anlagen bzw. Gebäude im Sinne der 

HBauO, da sie durch eigene Schwere auf dem Boden ruhen und nach ihrem Verwen-

dungszweck dazu bestimmt sind, überwiegend ortsfest (> 2 Monate) benutzt zu werden.  

Solche erkennbar längerfristig „verankerten“ Tiny Houses unterliegen nicht dem Wohnwa-

gengesetz. Soweit in einem Tiny House eine Form des minimalistischen Standardwoh-

nens gelebt wird, dürften die Mindestanforderungen an Wohnungen nach § 45 HBauO 

erfüllt sein. Dies ist dann der Fall, wenn eine „eigenständige“ Haushaltsführung möglich 

ist. 

Tiny Houses, die als Gebäude nach HBauO eingestuft werden, müssen vom Grundsatz 

her alle öffentlich-rechtlichen Anforderungen an Wohngebäude erfüllen. Aufgrund der ge-

ringen Wohnungsgröße (bis max. 30 m²) können jedoch bei bestimmten Anforderungen 

Abweichungen zugelassen werden.  

Stand: (Okt. 2022) 
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Absatz 2 

Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, damit die Anforderung nach Abstellflä-

chen für Kinderwagen und Mobilitätshilfsmittel erfüllt ist und was bedeutet „leichte Er-

reichbarkeit“? 

Bei der Anforderung nach § 45 Abs. 2 HBauO handelt es sich um eine Abstellf läche für 

Kinderwagen und Mobilitätshilfsmittel, die zusätzlich zu den Abstellräumen, die jeder 

Wohnung zuzuordnen sind, hergestellt werden muss. Die Fläche kann innerhalb anderer 

Räumlichkeiten nachgewiesen werden (z. B. Restfläche im Fahrradraum) oder es wird ein 

separater Abstellraum dafür ausgewiesen. 

Die Abstellf lächen sind für jedes Wohngebäude separat nachzuweisen. 

Beispiel: Bei einem Wohnhaus mit 5 Eingängen muss die Abstellf läche für Kinderwagen 

und Mobilitätshilfsmittel jeweils den Hauseingängen zuzuordnen sein. 

Diese Abstellf lächen müssen leicht erreichbar und gut zugänglich sein. D. h. die Abstell-

f läche muss stufenlos erreichbar sein. Kinderwagen und Mobilitätshilfsmittel sollen von 

einer einzelnen Person ohne zusätzliche Hilfe abgestellt und danach wieder in Nutzung 

genommen werden können. Diese Forderung existiert unabhängig von den Anforderun-

gen aus § 52 HBauO. 

Die Herstellung einer Abstellf läche für Kinderwagen und Mobilitätshilf smittel in einem 

Schuppen abseits des Gebäudes ist nicht zulässig, da z. B. die Person, die außerhalb 

ihrer Wohnung auf einen Rollator angewiesen ist, dann ggf. einen längeren Weg ohne 

Rollator in die Wohnung zurücklegen müsste. Ebenfalls ist es nicht Ziel der Vorschrift, 

dass ein Kleinkind nebst entsprechendem Equipment lange Wege von der Abstellf läche 

zur Wohnung getragen werden muss. 

Stand: (Okt. 2022)  

Wonach richtet sich die Bemessung der Abstellflächen für Kinderwagen und Mobili-

tätshilfsmittel hinsichtlich der ‚ausreichenden Zahl und Größe‘?  

Eine Vorgabe zur Größe dieser in § 45 geforderten Abstellfläche für Kinderwagen und 

Mobilitätshilfen wird vom Gesetzgeber nicht gemacht, da es hier auf die individuelle Pla-

nung des jeweiligen Wohngebäudes ankommt. 

Bei der Größe dieser Fläche sollte nicht nur der Focus auf den Rollator gelegt werden. 

Entscheidend ist vielmehr, dass auch ein bzw. mehrere Kinderwagen nebeneinander un-

tergebracht werden müssen und sich eine Person noch daran vorbeibewegen kann.  

Beispiele: 

Die Länge eines Kinderwagens mit der entsprechenden Bewegungsfläche für die schie-

bende Person beträgt ca. 1,90 m; die Länge eines Rollators inklusive der sich abstützen-

den Person beträgt ca. 1,10 m. Die Breite von Kinderwagen und Rollator beträgt 
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ca. 0,65 m. Für das Abstellen eines E-Rollstuhls wird eine Fläche von ca. 1,32 x 0,77 m 

benötigt.3 

Sind die den Wohnungen zugeordneten Abstellräume großzügig bemessen (also deutlich 

größer als 6 m²) und stufenlos erreichbar, wäre eine relativ kleine Abstellfläche für Kinder-

wagen und Mobilitätshilfsmittel für das Gebäude ausreichend, da davon auszugehen 

wäre, dass dann der Kinderwagen oder das Mobilitätshilfsmittel auch im eigenen Abstell-

raum untergebracht werden kann. Regelhaft werden Mehrfamilienhäuser jedoch eher mit 

kleinen, knapp bemessenen Abstellräumen geplant. Hier gäbe die zu erwartende Bewoh-

nerstruktur einen Hinweis darauf, ob mit einer hohen Anzahl von Kinderwagen oder Mo-

bilitätshilfsmitteln gerechnet werden muss. Danach sollte/n die Abstellf läche/n entspre-

chend ermittelt werden. 

Zu klein bemessene Abstellf lächen und eine ungenügende Zugänglichkeit der Abstellflä-

chen haben oftmals die Einschränkung von Rettungswegen zur Folge, da Kinderwagen 

o. ä. im Treppenraum/Hausflur abgestellt werden. Diesbezüglich ist insbesondere an die 

Verantwortung der jeweiligen Bauherrin oder des Bauherrn sowie der Entwurfsverfassen-

den zu appellieren: eine Abstellf läche unter 6 m² Grundfläche ist grundsätzlich für das 

Abstellen von Kinderwagen und Mobilitätshilfsmitteln nicht ausreichend. 

Da in einem Großteil der Wohngebäude auch barrierefreie Wohnungen nachgewiesen 

werden müssen, kann von einem zunehmenden Bedarf an E-Rollstühlen oder sog. E-

Scootern (Seniorenmobile) ausgegangen werden. Letztere werden zunehmend von Per-

sonen genutzt, die nicht zwingend auf einen Rollstuhl angewiesen sind, jedoch damit ihre 

sonst - ggf. aufgrund ihres Alters - eingeschränkte Mobilität verbessern. 

Stand: (Okt. 2022)  

Kann der geforderte Abstellraum von mindestens 6 m² Grundfläche auch in mehreren 

Teilräumen nachgewiesen werden? 

Der Abstellraum von mindestens 6 m² (hier ist nicht die Abstellf läche für Kinderwagen und 

Mobilitätshilfsmittel gemeint) kann auch in mehreren Teilräumen z. B. in der Wohnung und 

im Keller/Dachboden nachgewiesen werden. Bei der Formulierung „ein“ Abstellraum han-

delt es sich um einen unbestimmten Artikel und nicht um ein Zahlwort. 

Wichtig dabei ist, dass die einzelnen Teilräume noch ihrer Bestimmung entsprechen kön-

nen und nicht z. B. durch in den Abstellraum schlagende Türen das Abstellen von Gegen-

ständen nahezu unmöglich gemacht wird. 

Der Nachweis von Abstellräumen in Form von Wandschränken ist nicht das Ziel der Re-

gelung. Wandschränke könnten entfernt werden und der geplante Abstellraum wäre prak-

tisch nicht mehr vorhanden. 

Stand: (Okt. 2022)  

 
3 Maßangaben aus „Raumpilot Grundlagen“ Thomas Jocher, Sigrid Loch 
Institut Wohnen und Entwerfen, Universität Stuttgart 
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Absatz 5 

Wie muss eine Maisonette-Wohnung über KG und EG aufgeteilt sein, damit die Wohn-

nutzung zulässig ist? 

Das Verbot von Wohnungen im Kellergeschoss gilt nicht für einzelne Aufenthaltsräume 

im Kellergeschoss, wie z. B. Hobbyräume. Die HBauO lässt Aufenthaltsräume auch in 

Kellergeschossen zu, wenn sie die Anforderungen des § 44 erfüllen. Insofern wäre auch 

z. B. ein Gästezimmer im KG zulässig. 

„Hierbei kann es sich nur um einen kleinen Teil der Wohnung handeln. Das Gebot zur 

Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse kann nur dadurch erreicht werden, dass der 

Großteil einer Wohnung in einem oberirdischen Geschoss angeordnet wird.“ - siehe Kom-

mentar HBauO (Alexejew) zu § 45 Abs. 5 HBauO, Rn. 14. 

Aus dieser Formulierung geht hervor, dass es sich um einen untergeordneten Teil einer 

Wohnung handeln muss. 

Dies setzt eine Verbindung zwischen den Räumen im KG mit der restlichen Wohnung 

voraus. Der Nachweis zweier voneinander unabhängiger Rettungswege (§§ 31 bis 34 

HBauO) ist zu erbringen. 

Stand: (Januar 2021)  

Absatz 6 Rauchwarnmelder  

Anforderungen an Rauchwarnmelder in der Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden  

Nach § 53 HBauO sind die Bauherrinnen und Bauherren bzw. Gebäudeeigentümerinnen 

und Gebäudeeigentümer dafür verantwortlich, dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

eingehalten werden. Das gilt auch für den Einbau und die Instandhaltung von (Funk-) 

Rauchwarnmeldern. 

Aus § 45 Abs. 6 HBauO leitet sich unmittelbar lediglich die Pflicht zur Ausstattung von 

Wohnungen mit Rauchwarnmeldern und deren Grundanforderungen ab, d.  h. Detektion 

von Rauch und Auslösen von Alarm. 

Die Verpflichtung zur Instandhaltung von Rauchwarnmeldern ergibt sich aus § 45 Abs. 6 

S. 2 HBauO. Rauchwarnmelder sind so zu betreiben, dass Brandrauch frühzeitig erkannt 

und gemeldet wird. Dies schließt die Pflicht zur Instandhaltung ein.  

Weitergehende Prüfungen durch die Bauaufsichtsbehörden sind nicht vorgesehen.  

Die Art der eingesetzten Rauchwarnmelder bestimmt die Bauherrin oder der Bauherr bzw. 

die Gebäudeeigentümerin oder der Gebäudeeigentümer. Dabei können sie sich auch für 

eine funkbasierte Technik entscheiden. 
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Die Art der eingesetzten Rauchwarnmelder hat keinen Einfluss auf den Aufgabenbereich 

der Bauaufsichtsbehörden. 

Weitergehende Informationen zu Funkrauchwarnmeldern außerhalb der Zuständigkeit 

der Bauaufsichtsbehörde 

Die Aufnahme der Erkenntnisse zu Funkrauchwarnmeldern in Privatwohnungen in die 

FAQ ist rein informativ und dient der Abgrenzung der Zuständigkeiten der Bauaufsichts-

behörden von denen anderer Stellen. Eine vollständige Abdeckung dieses Themenkom-

plexes kann nicht übernommen werden. 

Weitergehende Fragen, die sich z. B. auf die Vorschriften der Datenschutz-Grundverord-

nung (DSGVO), die Marktüberwachung oder das Gesetz über die elektromagnetische 

Verträglichkeit von Betriebsmitteln (EMVG) beziehen, sind deshalb direkt an die im fol-

genden genannten Stellen zu richten. 

Grundsätzlich können Mieterinnen und Mieter davon ausgehen, dass von den Vermiete-

rinnen oder Vermietern normkonforme Rauchwarnmelder eingebaut werden. 

Wenn Bedenken gegen die eingebauten Rauchwarnmelder bestehen, sollte die mietende 

Person Kontakt zu ihrer Vermieterin oder ihrem Vermieter aufnehmen und darum bitten, 

sich eine Bestätigung von der Bundesnetzagentur ausstellen zu lassen, dass die verwen-

deten Geräte den gültigen Normen entsprechen. 

Mietende Personen sind nicht berechtigt, Rauchwarnmelder in ihrer Wohnung selbst zu 

demontieren. Eine Überprüfung bzw. Demontage der Geräte ist immer von der Grundei-

gentümerin oder dem Grundeigentümer bzw. der Vermieterin oder dem Vermieter zu ver-

anlassen. 

Kontrollmöglichkeit von Funkrauchwarnmeldern 

Funkrauchwarnmelder unterliegen datenschutzrechtlichen Regelungen.  

Bei der automatisierten Verarbeitung von personenbezogenen Daten sind die Vorschriften 

der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes zu 

beachten. Die datenschutzrechtliche Grundlage für die Erhebung von personenbezoge-

nen Daten stellt Art. 6 Abs. 1 S.1 lit. c DSGVO, § 45 HBauO in Verbindung mit den Anfor-

derungen der DIN 14676 dar. Durch die Anforderungen der DIN 14676 wird der Stand der 

Technik festgelegt. 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, Vermietende und Wohnungsverwaltungen 

müssen Kontrollrechte gegen sich gelten lassen und Informationspflichten erfüllen. Mie-

tende können Auskunftsansprüche geltend machen und personenbezogene Daten auch 

als fotooptische Reproduktion verlangen und somit eigenständig Kontrollrechte ausüben. 

Sofern konkrete Anhaltspunkte für eine Manipulation einzelner Funkrauchwarnmelder vor-

liegen, besteht die Möglichkeit einer Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde.  
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Die zuständige Aufsichtsbehörde in Hamburg: 

Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  

Ludwig-Erhard-Str 22 

20459 Hamburg 

Telefon: (040) 428 54 – 4040 

Telefax: (040) 428 54 – 4000 

E-Mail: mailbox@datenschutz.hamburg.de 

Internet: https://datenschutz-hamburg.de 

Marktüberwachung und Mindestanforderungen an Rauchwarnmelder 

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW), Amt für Bauordnung und Hochbau 

(ABH 3) ist als Marktüberwachungsbehörde für harmonisierte Bauprodukte für die Kon-

trolle von normkonformen Rauchwarnmeldern nach DIN EN 14604:2005/AC:2008 in der 

Handelskette zuständig. Zur Bescheinigung der Konformität werden die Herstellenden von 

Rauchwarnmeldern bei der Erstproduktion und im fortlaufenden Produktionsprozess von 

einer zertif izierten Produktzertif izierungsstelle überwacht. 

Von der DIN EN 14604:2005/AC:2008 werden spezielle Eigenschaften, wie z. B. die Funk-

verbindung, nicht abgedeckt. Damit liegen diese Eigenschaften nicht in der Zuständigkeit 

der Marktüberwachungsbehörde bzw. des Bauordnungsrechts. 

Das Bauordnungsrecht legt lediglich die Grundanforderungen an Rauchwarnmelder fest, 

z. B. das Detektieren von Rauch und das Auslösen von Alarm. 

Der Ansatz der EU-Kommission basiert grundsätzlich darauf, dass mit Veröffentlichung 

der Leistungserklärung eines Herstellers von Funkrauchwarnmeldern die Verbrauchen-

den (Mietende und Vermietende) von der Übereinstimmung dieses Bauprodukts mit den 

erklärten Leistungen ausgehen können. Werden nun potentiell verbotene Bauteile nach 

Abschluss der Kontrolle der Produktzertifizierungsstelle eingebaut, liegen kriminelle Hand-

lungen vor. 

Die Feststellung und ggf. die Ahndung von solchen kriminellen Handlungen liegt nicht im 

Zuständigkeitsbereich der Bauaufsichtsbehörden und der BSW. 

Für die Funkverbindung ist gemäß dem Gesetz über die elektromagnetische Verträglich-

keit von Betriebsmitteln (EMVG) die Bundesnetzagentur zuständig. 

Kontaktdaten der Bundesnetzagentur: 

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 

Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
Telefon: 0228 14-0 
Fax: 0228 14-8872 
E-Mail: info@bnetza.de 
Internet: www.bundesnetzagentur.de 

 

mailto:mailbox@datenschutz.hamburg.de
https://datenschutz-hamburg.de/
mailto:info@bnetza.de
http://www.bundesnetzagentur.de/
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Bundesnetzagentur – Außenstelle Hamburg 
Sachsenstraße 12+14 
20097 Hamburg 
Tel: 0 40 23655-0 
Fax: 0 40 23655-180 
E-Mail: Hamb3.Postfach@bnetza.de 

Umfeldüberwachung durch Funkrauchwarnmelder 

Durch die Ferninspektionen können neben den technischen Werten, wie Batterieladezu-

stand, technische Fehlfunktionen der Rauchsensorik oder des Warnsignals, auch das Ver-

halten der Bewohnerinnen und Bewohner – die Demontage oder das Verstellen des 

Rauchwarnmelders – mithilfe der Funktechnik detektiert werden. Somit handelt es sich 

um personenbezogene Daten der Bewohner im Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO. 

Die mit dieser Funktion übermittelten Daten lassen jedoch keinen Rückschluss auf die 

private Lebensweise der Bewohnerinnen und Bewohner zu. 

Funkrauchwarnmelder können keine Bewegungsprofile von Wohnungsnutzenden erstel-

len. Dafür wären verdichtete Echtzeitmessungen erforderlich, die derartige Geräte jedoch 

nicht vornehmen können. Es werden lediglich monatliche Statusmeldungen in verschlüs-

selter Form übermittelt. Funkrauchwarnmelder sind auch nicht von außen konfigurierbar, 

da die Datenübertragung unidirektional erfolgt, d. h. dass diese Geräte Daten nur senden, 

jedoch keine Daten empfangen können. Funkrauchwarnmelder können auch nicht dazu 

genutzt werden, Gespräche aufzuzeichnen. Die eingebauten Ultraschallsensoren mit spe-

ziellen Mikrofonen detektieren den reflektierten Schall. Durch Schallimpulse werden Hin-

dernisse detektiert. Die verwendeten Mikrofone arbeiten in Frequenzbereichen außerhalb 

der menschlichen Stimme. 

Vorgehen bei Missbrauchsverdacht 

Jede betroffene Person hat gemäß Art. 77 DSGVO unbeschadet eines anderweitigen ver-

waltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei ei-

ner Aufsichtsbehörde, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung 

der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstößt. Auf 

der Seite des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit be-

steht die Möglichkeit über ein Online-Beschwerde-Formular Datenschutzverstöße zu mel-

den. 

http://datenschutz-hamburg.de/beschwerde/ 

Eine Beschwerde muss so konkret wie möglich erfolgen. Dabei sind folgende Informatio-
nen wichtig und zu übermitteln: 

− Art des betroffenen Gerätes und technische Unterlagen zum Gerät, 

− betroffene Personen (die sich beschwerende Person selbst, weitere Personen). 

Bei Einreichung einer Beschwerde beim Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit wird geprüft, ob eine Betroffenheit vorliegt und ob es einen Ver-
stoß gegen den Datenschutz gibt. 

mailto:Hamb3.Postfach@bnetza.de
http://datenschutz-hamburg.de/beschwerde/
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Es sind konkrete Informationen erforderlich, aus denen ein Missbrauch ableitbar ist. 

Stand: (Okt. 2022) 

Bestehen in Wohnungen von Hochhäusern besondere Anforderungen an Rauchwarn-

melder? 

In Hochhäusern sind nach den Vorgaben des Bauprüfdienstes 1/2008 (Ziffer 6.4.1) zu-

nächst aufgrund der erforderlichen Brandmeldeanlage automatische Brandmelder einzu-

bauen. In Wohnungen genügen jedoch Rauchwarnmelder mit Netzstromversorgung. 

In der Praxis hat sich gezeigt, dass batterieversorgte Rauchwarnmelder mit fest einge-

bauten 10-Jahres Lithium-Batterien in Bezug auf ihre Zuverlässigkeit und Sicherheit mit 

netzstrombetriebenen Rauchwarnmeldern gleichzusetzen sind. In Wohnungen von Hoch-

häusern dürfen daher batterieversorgte anstatt netzstromversorgte Rauchwarnmelder 

eingebaut werden. 

Die derzeit in dem Bauprüfdient 1/2008 für Hochhäuser unter den Ziffern 6.4.1 und 8.1 Nr. 

4 aufgeführte Forderung nach einer Netzstromversorgung für Rauchwarnmelder ist nicht 

mehr maßgebend und wird sinngemäß durch diese FAQ ersetzt. Wie zuvor beschrieben 

reicht eine Batterieversorgung zukünftig aus.  

Der Bauprüfdienst Hochhäuser wird bei der nächsten Aktualisierung entsprechend über-

arbeitet. 

Stand: (Juni 2025)  

Spielt die Art der Versorgung der Rauchwarnmelder in Hochhäusern eine Rolle für die 

Auslösung einer Druckbelüftungsanlage? 

Die automatische Auslösung der Druckbelüftungsanlage muss unabhängig von Art der 

Versorgung der Rauchwarnmelder sichergestellt sein. Bei Wohnhochhäusern ist daher 

neben den Rauchwarnmeldern der Wohnungen weiterhin eine „Teilschutz-Brandmelde-

anlage“ (in der Regel mit automatischen Brandmeldern) außerhalb der Wohnungen erfor-

derlich (s. Ziffer 8.1.Nr. 3. des Bauprüfdienstes 1/2008). 

Stand: (Juni 2025)  

 


